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Top-Thema – 

Sowohl für Arbeitgeber als auch für Mit
arbeitende ist die Kenntnis der versiche-
rungsrechtlichen Auswirkungen des unbe-
zahlten Urlaubs von Bedeutung. Ansonsten 
gehen beide Risiken ein. Wenn Mitarbeiten-
de während des unbezahlten Urlaubs zum 
Beispiel wegen einer Tropenkrankheit oder 
infolge eines Unfalles längerfristig arbeits-
unfähig oder dauernd erwerbsunfähig wer-
den, kann dies bei einem ungenügenden 

Versicherungsschutz fatale Folgen haben. 
Folgende Erläuterungen zeigen, was es bei 
den einzelnen Versicherungszweigen zu be-
achten gilt.

1. Unfallversicherung
Gemäss Art. 3 UVG endet der Versicherungs-
schutz 30 Tage nachdem der Anspruch auf 
mindestens den halben Lohn aufhört. Dies 
bedeutet, dass lediglich noch während den 

ersten 30 Tagen des unbezahlten Urlaubs ein 
Versicherungsschutz besteht. 

Abredeversicherung empfiehlt sich
Der Mitarbeitende hat die Möglichkeit, eine 
Abredeversicherung für weitere 180 Tage 
abzuschliessen. Diese deckt neben der Heil-
behandlung, der Kostenvergütung für Hilfs-
mittel, Transporten, Rettungsmassnahmen, 
Integritätsentschädigung insbesondere den 
Lohnausfall ab. Die Prämie ist zwingend vor 
Ablauf der Nachdeckung zu zahlen. 

Dauert der unbezahlte Urlaub länger als 
210 Tage, ist anschliessend das Unfallrisiko 
bei der Krankenversicherung einzuschliessen. 

Bei einem Einkommen über CHF 126 000.– 
pro Jahr (ab 1.1.2016 über CHF 148 200.– pro 

Liebe Leserin, lieber Leser
Die Sommerferien stehen vor der Tür. So angenehm diese freien Tage 
für Arbeitnehmer sind – Arbeitgeber stellen sie oft vor Unklarheiten.  
Wir liefern Ihnen Antworten auf knifflige Fragen im Zusammenhang mit 
dem Ferienanspruch und zeigen Ihnen, was Sie im Umgang mit dem 
unbezahlten Urlaub beachten müssen.

Ein zweiter Schwerpunkt liegt auf dem Thema Personalreglement. 
Lesen Sie, worauf es beim Erstellen von Reglementen ankommt und wie 

diese in der Gerichtspraxis gegenüber Arbeits- und Gesamtarbeitsverträgen gewichtet werden.  
Zudem erfahren Sie anhand aktueller Gerichtsentscheide mehr zum Kündigungsschutz von 
älteren Mitarbeitenden und zur Unfallversicherung bei Praktika.

Herzlichst Ihr

Ralph Hofbauer, Redaktor

Kommentierte entscheide – Praxisfälle – Perspektiven
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Gut versichert in die Auszeit
Ein unbezahlter Urlaub birgt verschiedene versicherungsrechtliche Risiken. Um 
diese zu minimieren, sind klare vertragliche Regelungen und eine umfassende 
Aufklärung der Mitarbeitenden nötig.

�� Von Claudia Eugster, Fachanwältin SAV Arbeitsrecht
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Jahr) ist zudem zu klären, ob eine Zusatzversi-
cherung zum UVG-Obligatorium besteht und ob 
diese eine Weiterführungsmöglichkeit vorsieht.

2. Krankentaggeldversicherung
Zu prüfen ist, ob die Kollektivkrankentaggeld-
versicherungsbedingungen den unbezahlten 
Urlaub regeln. Die entsprechenden Bestim-
mungen sind dann anwendbar. Es gibt einige 
Versicherungen, die den unbezahlten Urlaub 
ohne Zusatzkosten in die Police einschliessen. 
Wenn keine Regelung besteht, ist es sinnvoll 
abzuklären, ob der Versicherungsvertrag er-
gänzt werden kann bzw. wie die Handhabung 
der Versicherung im konkreten Fall aussieht.

Information zum Übertrittsrecht
Besteht eine Krankentaggeldversicherung 
ohne Regelung für den unbezahlten Urlaub, 
gibt es unterschiedliche Ansichten bei den 
Versicherungen. Die einen gehen von einer 
Sistierung aus, die anderen behandeln den 
Fall wie einen Austritt. Dann hat der Arbeitge-
ber die Mitarbeitenden auf ihr Übertrittsrecht 
in die Einzeltaggeldversicherung aufmerksam 
zu machen. In den Versicherungsbedingun-
gen ist eine schriftliche Informationspflicht 
der Arbeitgeber festgehalten. Der Übertritt ist 
häufig innert drei Monaten möglich, wobei die 
konkreten Versicherungsbedingungen mass-
gebend sind.

Da der Mitarbeitende während des unbezahl-
ten Urlaubs nicht als arbeitslos gilt, kann er 
sich später bei fehlender Information nicht 
auf Art. 100 VVG i.V.m. Art. 71 KVG berufen. 
Erkrankt der Mitarbeitende während des un-
bezahlten Urlaubs, ist er über dessen Ende 
hinaus arbeitsunfähig und ist ein Übertritt in 
die Einzelkrankentaggeldversicherung nicht 
mehr möglich, hat er einen Schadenersatzan-
spruch gegenüber dem Arbeitgeber, gestützt 
auf Art. 97 OR (JAR 2006, S. 461 f.).

3. Pensionskasse
Zuerst ist zu klären, ob das Vorsorgeregle-
ment den unbezahlten Urlaub regelt. Ver-
schiedene Pensionskassen sehen im Sinne 
einer überobligatorischen Regelung vor, 
dass die Beurlaubten auf eigene Kosten den 
Versicherungsschutz weiterführen können. 
Fehlt eine Regelung, ist infolge der unklaren 
Rechtslage eine schriftliche Rückfrage bei der 
Pensionskasse empfehlenswert.

Ein Teil der Lehre erachtet im obligatorischen 
Bereich die Bestimmung von Art. 8 Abs. 3 
BVG betreffend vorübergehende Lohnreduk-
tion beim unbezahlten Urlaub als anwend-
bar. Der vor dem Urlaub versicherte Lohn hat 
dann mindestens so lange Gültigkeit, als eine 
Lohnfortzahlungspflicht bestehen würde. Dies 
mit der Konsequenz, dass auch Prämien zu 
bezahlen sind.

Wann endet die Versicherungspflicht?
Gemäss einem Urteil des Bundesgerichts 
(B 109/06) führt der unbezahlte Urlaub zu einer 
Beendigung der Versicherungspflicht, wenn in-
folge des Urlaubs der effektive Jahreslohn den 
Mindestlohn von CHF 21 150.– unterschreitet 
(Art. 7 i.V.m. Art. 10 Abs. 2 lit. c BVG). Wird trotz 
des Urlaubs der Mindestlohn erreicht, so bleibt 
die Versicherungsdeckung bestehen, sofern 
die Vorsorgeeinrichtung die Beiträge jährlich 
abrechnet und das Reglement keine andere 
Lösung vorsieht. Für die Beurteilung mass-
gebend ist der Lohn, welcher im betreffenden 
Jahr gesamthaft voraussichtlich erzielt wird. 
Das Bundesgericht geht dabei vermutlich von 
dem Anfang Jahr mitgeteilten Lohn, korrigiert 
um die Zeit des unbezahlten Urlaubs, aus.

Dieser Entscheid ist u.a. problematisch, da der 
Risikoschutz bei Invalidität herabgesetzt wird. 
Das Bundesgericht hat ausserdem auch die 
Frage der analogen Anwendung von Art.  10 
Abs. 3 BVG betreffend Nachdeckungsfrist von 
1 Monat offengelassen. Im vorerwähnten Ent-
scheid musste das Bundesgericht diese Frage 
nicht entscheiden, da das Reglement vorsah, 
dass das Jahresgehalt im Voraus mit Gültig-
keit für das ganze Jahr festgesetzt wird und 
vorübergehende Gehaltsausfälle nur berück-
sichtigt werden, wenn der Versicherte dies 
ausdrücklich verlangt, was ebenfalls zu einem 
Versicherungsschutz führte.

Ferner ist Art. 20 FZG zu beachten, gemäss 
welchem eine Reduktion des Beschäftigungs-
grades für die Dauer von mindestens sechs 
Monaten wie bei einem Freizügigkeitsfall ab-
zurechnen ist. Bei einem unbezahlten Urlaub 
ab sechs Monaten müsste der Austritt erfol-
gen, wenn keine reglementarische Versiche-
rungsdeckung besteht.

In der Praxis zeigt sich, dass die Pensionskas-
sen bei fehlender Regelung unterschiedliche 

Arbeitsrechtliche Rahmenbedingungen
Beim unbezahlten Urlaub handelt es sich um eine 
Vereinbarung zwischen Arbeitgeber und Arbeitneh-
mer, wonach für eine bestimmte Zeit der Mitarbei-
tende von der Arbeitsleistung und der Arbeitgeber 
von der Lohnzahlungspflicht entbunden wird. Dabei 
werden auch die Nebenpflichten und -rechte ein-
geschränkt. Ansprüche, welche an das Dienstalter 
anknüpfen, wie Kündigungsfrist, Lohnfortzahlung 
bei Verhinderung, Dienstjubiläum, werden dabei 
gemäss Lehre nicht tangiert.

Aufklärungspflicht des Arbeitgebers
Unter die Fürsorgepflicht des Arbeitgebers (Art. 328 
OR) fällt auch die Informationspflicht über Sozial-
leistungen. Diese ist ergänzend in Art. 331 Abs. 4 
OR sowie Art. 72 UVV festgehalten, wonach eine 
Aufklärungspflicht betreffend Forderungen ge-
genüber der Pensionskasse oder einem Versiche-
rungsträger besteht, worunter sowohl Forderungen 
gegenüber  der Unfall-, der Krankentaggeldver-
sicherung als auch weitere Formen der Vorsorge 
fallen. Bei Verletzung seiner Aufklärungspflichten 
sowie bei arbeitsvertraglichen Zusicherungen, wel-
che über die versicherungsrechtlichen Leistungen 
hinausgehen, riskiert der Arbeitgeber, schadener-
satzpflichtig zu werden.

Ferienanspruch ist umstritten
Umstritten ist, ob während dem unbezahlten Urlaub 
ein Ferienanspruch entsteht. Gewisse Lehrmeinun-
gen verneinen dies, andere sind der Ansicht, dass 
eine Kürzung lediglich in Anwendung von Art. 329b 
Abs. 1 OR möglich ist. Dieser sieht bei einer Abwe-
senheit von mehr als einem Monat für jeden vollen 
Monat die Kürzung um 1/12 vor. Da Art. 329b Abs. 
1 OR dispositiv ist, kann im Vertrag der Ferienan-
spruch für die Zeit des unbezahlten Urlaubs ausge-
schlossen werden.

Keine Lohnfortzahlungspflicht
Während des unbezahlten Urlaubs ruht die Pflicht 
zur Lohnfortzahlung bei Arbeitsunfähigkeit. Der An-
spruch auf Lohnfortzahlung nach Art. 324a OR oder 
gestützt auf eine vertraglichen Zusicherung (Ar-
beitsvertrag, Reglement) lebt mit Beendigung des 
unbezahlten Urlaubs wieder auf. Für Arbeitgeber ist 
deshalb die Koordination der arbeitsvertraglichen 
Bestimmungen mit den sozialversicherungsrechtli-
chen Auswirkungen einer längerfristigen Arbeitsun-
fähigkeit von grosser Relevanz.

Einfluss auf die Kündigungsfrist
Offen ist, ob die Arbeitgeberkündigung wie beim be-
zahlten Urlaub beurteilt wird. Hier gilt die Kündigung 
als zugestellt, wenn der Mitarbeitende zu Hause 
geblieben ist, sich die Post hat nachsenden lassen 
oder ohne Wissen des Arbeitgebers verreist ist. Ist 
der Arbeitgeber hingegen über die Ferienabwesen-
heit informiert, gilt als Empfang der Zeitpunkt, in 
welchem die Kenntnisnahme nach der Ferienrück-
kehr erwartet werden darf. Gemäss anderer Ansicht 
beginnt die Kündigungsfrist beim vereinbarten un-
bezahlten Urlaub erst mit dessen Ende zu laufen. 
Zudem stellt sich die Frage, wie der Empfang der 
Kündigung durch SMS oder E-Mail während des 
Urlaubs zu würdigen ist.
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Ansichten vertreten und die Umsetzung des 
Bundesgerichtsentscheids diverse Probleme mit 
sich bringt. Deshalb ist es ratsam, im Vorsorge-
reglement den unbezahlten Urlaub zu regeln.

Mögliche Alternativen
Scheidet ein Versicherter infolge des unbe-
zahlten Urlaubs aus der obligatorischen Versi-
cherung aus, kann er sich innert 90 Tagen der 
Stiftung Auffangeinrichtung BVG (www.aeis.ch) 
anschliessen und sich so gegen die Risiken 
Tod und Invalidität weiterhin versichern. Eine 
Alternative für die Mitarbeitenden wäre auch 
der Abschluss einer Freizügigkeitspolice mit 
Risikoschutz.

PraxisTipp
Findet sich in den Krankentaggeld-
versicherungsbedingungen sowie im 
Pensionskassenreglement keine Regelung zum un-
bezahlten Urlaub, ist das Einholen einer schriftlichen 
Auskunft sowie möglicherweise die Anpassung des 
Vertrags empfehlenswert.

4. AHV-Beiträge
Bei einem unbezahlten Urlaub von mehr als 
drei Monaten kann bei der Ausgleichskasse 
unter Umständen eine Beitragslücke entste-

hen. Um diese zu vermeiden, müssen Beiträ-
ge als Nichterwerbstätiger bezahlt werden. 
Als nichterwerbstätig gelten Personen, die 
während weniger als neun Monaten im Kalen-
derjahr erwerbstätig sind und deren Beiträge 
aus der Erwerbstätigkeit inklusive Arbeitge-
berbeiträgen weniger als die Hälfte der Beiträ-
ge ausmachen, die sie als Nichterwerbstätige 
bezahlen müssten.

5. Familienzulagen
Mit Antritt des unbezahlten Urlaubs werden 
gemäss der Wegleitung des Seco für den lau-
fenden Monat und maximal die drei folgenden 
Kalendermonate Familienzulagen entrich-
tet, sofern der Bruttojahreslohn mindestens 
CHF  7050.– beträgt (FamZWL, Rz. 519.1, 
Stand 1.1.2015). Dies im Gegensatz zu BGE 
137 V 121, welcher keinen Anspruch auf 
Familienzulagen während des unbezahlten 
Urlaubs zuspricht und die Praxis als gesetzes-
widrig erklärt.

6. Arbeitslosenversicherung
Ein Anspruch auf Arbeitslosentaggelder be-
steht, wenn gemäss Art. 9 und 13 AVIG in den 
24 Monaten vor Beginn der Arbeitslosigkeit 

während mindestens 12 Monaten Beiträge an 
die Arbeitslosenkasse entrichtet wurden, d.h. 
ein Salär/Taggeld erzielt worden ist. Dauert 
der unbezahlte Urlaub länger als 12 Monate 
und tritt innerhalb eines Jahres eine Arbeits
losigkeit ein, entsteht kein Anspruch auf Tag-
gelder.

PraxisTipp
Schadenersatzrisiko eingrenzen
Arbeitgeber sollten mit den Mitarbeitenden 
eine Vereinbarung über den unbezahlten Urlaub 
treffen sowie eine schriftliche, unverbindliche, 
Aufklärung mindestens betreffend Unfall-, Kran-
kentaggeldversicherung, BVG und AHV unter Be-
rücksichtigung der individuellen Versicherungssi-
tuation vornehmen. So wird sowohl das Risiko des 
Arbeitgebers, schadenersatzplichtig zu werden, 
als auch das Risiko des Mitarbeitenden, dass bei 
Eintritt des Risikos kein Anspruch gegenüber der 
Versicherung besteht, limitiert.

Autorin
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15 Jahren ausschliesslich im 
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Für alle Fälle – vor einem unbezahlten Urlaub gilt es den Versicherungsschutz sicherzustellen.


